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Verordnung 

der Bundesregierung 


Deutscher Bundestag 

18. Wahlperiode 


Zweite Verordnung zur Änderung der 
Sportanlagenlärmschutzverordnung 

A, Problem und Ziel 

Kommunen und Sportverbände weisen daraufhin, dass aufgrund der derzeit geltenden 
Ruhezeiten Sportvereine aufgrund von Beschwerden der Anwohner insbesondere verpflichtet 
worden seien, die Zahl der Jugendmannschaften zu begrenzen bzw. keine neuen Mitglieder 
mehr aufzunehmen. Ferner seien die Nutzungszeiten von Sportanlagen beschränkt worden. 
Darüber hinaus verhinderten die Ruhezeiten die wohnortnahe neue Errichtung von 
Sportanlagen; Sportanlagen würden in Außenbereiche verdrängt. 

B, Lösung 

Vor diesem Hintergrund soll mit der Neuregelung der Ruhezeiten die wohnortnahe 
Sportausübung gefördert werden. Ferner soll der Sportbetrieb auf Anlagen, die bereits vor 
1991 genehmigt oder zulässigerweise ohne Genehmigung errichtet worden sind, rechtlich 
besser abgesichert werden. Schließlich werden Immissionsrichtwerte für urbane Gebiete 
geregelt. Durch Artikel 2 Nummer 3 des Gesetzentwurfs zur Umsetzung der Richtlinie 
2014/52/EU im Städtebaurecht und zur Stärkung des neuen Zusammenlebens in der Stadt soll 
in der Baunutzungsverordnung eine neue Baugebietskategorie „Urbane Gebiete (MU)“ 
eingeführt werden. Für diese Gebietskategorie enthält die Sportanlagenlärmschutzverordnung 
bisher keine Immissionsrichtwerte. 

Der Bundesrat hat der Konzeption der Bundesregierung zu den neuen Immissionsrichtwerten 
für Urbane Gebiete mit der Maßgabe zugestimmt, für urbane Gebiete nur am Tag im 
Verhältnis zu Kern-, Dorf- und Mischgebieten erhöhte Werte festzusetzen, also 63 dB(A), und 
in der Nacht den bereits für Kern-, Dorf- und Mischgebiete maßgebenden 
Immissionsrichtwert von 45 dB(A) anzuwenden. Die Bundesregierung stimmt dieser 
Maßgabe zu, da sie weiterhin die städtebaulich gewünschte verstärkte Mischung von Wohnen 
und nicht wesentlich störendem Gewerbe ermöglicht, soweit die gewerblichen Arbeiten nicht 
zu erhöhten Lärmimmissionen in der Nacht beitragen. 

Sport hat wichtige soziale, integrative und gesundheitliche Fu nk tionen. Daher bestehen an der 
Ausübung von Sport nicht nur private, sondern - insbesondere an der Ausübung von Breiten- 
und Jugendsport - auch öffentliche Interessen. 

C, Alternativen 

Keine 
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D, Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Keine 

E, Erfüllungsaufwand 

Durch die Verordnung wird weder für Bürgerinnen und Bürger noch für die Wirtschaft, 
insbesondere für mittelständische Unternehmen, ein Erfüllungsaufwand begründet. 
Insbesondere kleine und mittlere Unternehmen sind nicht betroffen. Es werden weder 
Vorgaben noch Informationspflichten eingeführt, geändert oder aufgehoben. 

Aufgrund der Maßgaben des Bundesrates ändert sich der Erfüllungsaufwand nicht. Für Bund, 
Eänder und Kommunen entsteht kein zusätzlicher Erfüllungsaufwand. 

F, Weitere Kosten 

Weitere Kosten entstehen durch die vorliegende Verordnung nicht. 

Unmittelbare Auswirkungen auf Einzelpreise, das allgemeine Preisniveau, insbesondere auf 
das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 
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Berlin, 12. April 2017 


Bundesrepublik Deutschland 
Die Bundeskanzlerin 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Prof. Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich die von der Bundesregierung beschlossene 

Zweite Verordnung zur Änderung der 
Sportanlagenlärmschutzverordnung 

mit Vorblatt (Anlage 1 ). 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 215. Sitzung am 26. Januar 2017 der 
Verordnung zugestimmt. 

Der Bundesrat hat der Verordnung in seiner 956. Sitzung am 31 . März 2017 
mit Änderungsmaßgabe zugestimmt (Anlage 2). 

Die Bundesregierung hat beschlossen, die Änderungsmaßgabe des 
Bundesrates unverändert zu übernehmen. 

Ich bitte, die erneute Zustimmung des Deutschen Bundestages aufgrund des 
§ 48 b des Bundes-Immissionsschutzgesetzes herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und 
Reaktorsicherheit. 

Mit freundlichen Grüßen 


Dr. Angela Merkel 
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Anlage 1 


Verordnung 

der Bundesregierung 

Zweite Verordnung zur Änderung der 
Sportanlagenlärmschutzverordnung 

Vom ... 

Aufgrund des § 23 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 in Verbindung mit § 48b des Bundes-Immis- 
sionsschutzgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vomlV. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274) 
verordnet die Bundesregierung nach Anhörung der beteiligten Kreise unter Wahrung der 
Rechte des Bundestages: 

Artikel 1 

Die Sportanlagenlärmschutzverordnung vom 18. Juli 1991 (BGBl. I S. 1588, 1790), die durch 
Artikel 1 der Verordnung vom 9. Februar 2006 (BGBl. I S. 324) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 

§ 2 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Die Immissionsrichtwerte betragen für Immissionsorte außerhalb von Gebäuden 

1 . in Gewerbegebieten 

tags außerhalb der Ruhezeiten 65 dB(A), 

tags innerhalb der Ruhezeiten am Morgen 60 dB(A), im Übrigen 65 dB(A), 
nachts 50 dB(A), 

la. in urbanen Gebieten 
tags außerhalb der Ruhezeiten 63 dB(A), 

tags innerhalb der Ruhezeiten am Morgen 58 dB(A), im Übrigen 63 dB(A), 
nachts 45 dB(A), 

2. in Kerngebieten, Dorfgebieten und Mischgebieten 
tags außerhalb der Ruhezeiten 60 dB(A), 

tags innerhalb der Ruhezeiten am Morgen 55 dB(A), im Übrigen 60 dB(A), 
nachts 45 dB(A), 

3 . in allgemeinen W ohngebieten und Kleinsiedlungsgebieten 
tags außerhalb der Ruhezeiten 55 dB(A), 

tags innerhalb der Ruhezeiten am Morgen 50 dB(A), im Übrigen 55 dB(A), 
nachts 40 dB(A), 

4 . in reinen W ohngebieten 

tags außerhalb der Ruhezeiten 50 dB(A), 

tags innerhalb der Ruhezeiten am Morgen 45 dB(A), im Übrigen 50 dB(A), 
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nachts 35 dB(A), 

5. in Kurgebieten, für Kranke nh äuser und Pflegeanstalten 
tags außerhalb der Ruhezeiten 45 dB(A), 
tags innerhalb der Ruhezeiten 45 dB(A), 
naehts 35 dB(A).“ 

2. In § 5 Absatz 4 werden nach den Wörtern „errichtet waren“ die Wörter „und danach 
nicht wesentlich geändert werden“ eingefügt. 

3 . Der bisherige Anhang wird Anhang 1 . 

Folgender Anhang 2 wird angefügt: 

Anhang 2 

Maßnahmen, die in der Regel keine wesentliche Änderung im Sinne von § 5 Absatz 4 
darstellen: 

Flutlichtanlagen, 

nicht überdachte Stellplätze bis insgesamt 100 m^, 
nieht überdachte Lagerfläehen bis 300 m^, 

Einrichtung von Sport- und Spielflächen, 

Werbeanlagen, 

Zugänge und Zufahrten, 

Anlagen zur Nutzung emeuerbarer Energien, insbesondere von Solaranlagen in, an und 
auf Dach- und Außenwandflächen, 

Änderungen der äußeren Gebäudegestaltung, 

- Nutzungsänderungen durch Solaranlagen an Dach und Wänden, 

Auswechseln von Belägen auf Sport- und Spielflächen, 

Instandhaltungsmaßnahmen, 

Sanierungs- und Modemisierungsmaßnahmen, insbesondere die Umwandlung von 
Tennen- oder Rasenspielflächen in Kunststoffrasenspielflächen, 

Erneuerung von Ballfangzäunen, Einzäunungen, Barrieren, Kantsteinen, 
Zuschauerplätzen, 

Erweiterung der Sanitär- und Umkleidebereiche, 

- Neubau von Garagen, 

Umbau der Spielflächen nach dem Stand der Technik, 

Umbau von Anlagen zur Erfüllung immissionsschutzrechtlicher und anderer öffentlich- 
reehtlieher Anforderungen, 

Beregnungsanlagen, 

Modifizierung der Sportanlage, insbesondere durch den Neubau von Spiel- und 
Klettergeräten, Trimm- und Kräftigungsgeräten, Kletterwänden oder Boulebahnen, 
Rückbau von Teilen der Anlage, 

Eärmschutzmaßnahmen, 

Neubau von Vereinsheimen und 
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Neubau oder Austausch von Lautsprecheranlagen. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt drei Monate nach ihrer Verkündung in Kraft. 


Der Bundesrat hat zugestimmt. 


Ort 


Datum 
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Anlage 2 


Beschluss 

des Bundesrates 

Zweite Verordnung zur Änderung der 
Sportan lagen lärmschutzverordnung 


Der Bundesrat hat in seiner 956. Sitzung am 31. März 2017 beschlossen, der Verordnung 
gemäß Artikel 80 Absatz 2 des Grundgesetzes nach Maßgabe der sich aus der Anlage 
ergebenden Änderung zuzustimmen. 

Der Bundesrat hat ferner die aus der Anlage ersichtliche Entschließung gefasst. 
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Änderung 

und 

Entschließung 

zur 

Zweiten Verordnung zur Änderung der Sportanlagenlärmschutzverordnung 


A 

Änderung 

Zu Artikel 1 Nummer 1 (§ 2 Absatz 2 Nummer la) 

In Artikel 1 Nummer 1 ist in § 2 Absatz 2 Nummer la die Angabe "nachts 48 dB(A)" 
durch die Angabe "nachts 45 dB(A)" zu ersetzen. 

Begründung: 

Ziel der Änderung ist es, im urbanen Gebiet tagsüber um 3 dB(A) höhere Im- 
missionsrichtwerte als in den übrigen gemischten Baugebieten (Mischgebiete, 
Dorfgebiete, Kemgebiete) festzulegen, nachts jedoch die gleichen Werte wie in 
diesen gemischten Baugebieten vorzusehen. 

Das wesentliche Ziel der urbanen Gebiete ist eine Stärkung der Innenentwicklung, 
unter anderem durch ein verbessertes Nebeneinander von Wohnen und anderen 
lärmintensiveren Nutzungen. Vor diesem Hintergrund sollen die Im- 
missionsrichtwerte, wie in der Verordnung vorgesehen, für den Tag um 3 dB(A) 
höher festgelegt werden als in klassischen Mischgebieten. Hiermit wird im 
Wesentlichen eine Verbesserung der Sportanlagennutzung zur Breiten- 
sportnutzung erreicht. Andererseits soll die Reduziemng der Immissionsrichtwerte 
in der Nacht dazu beitragen, eine höhere Wohn- beziehungsweise Schlafruhe in 
urbanen Gebieten zu erreichen. Das bestehende Rechtssystem sieht für 
Mischgebiete als lauteste Gebiete, in denen dauerhaft und von jedermann gewohnt 
werden darf, einen Höchstwert von 45 dB(A) in der Nacht vor. 

Vorgeschlagen werden daher Immissionsrichtwerte für urbane Gebiete von 
63 dB(A) am Tag und 45 dB(A) in der Nacht. Da insbesondere im Breitensport 
die meisten Sportanlagen selten über 22 Uhr hinaus genutzt werden, ist davon 
auszugehen, dass diese nicht über Gebühr beeinträchtigt werden und zudem 
urbane Gebiete auch mit diesen Immissionsrichtwerten ausreichende Entwick- 
lungsmöglichkeiten haben. 
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B 

Entschließung 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, in enger Abstimmung mit den Ländern 
vollziehbare Regelungen für eine Privilegierung von durch Kinder und Jugendliehe 
verursachtem Lärm bei der Nutzung von Sportanlagen zu erarbeiten und diese 
schnellstmöglich umzusetzen. 


Begründung: 

hehlende Sportmöglichkeiten führen zu Defiziten in der motorischen Entwicklung 
und zu gesundheitlichen Beeinträchtigungen bei Kindern und Jugendlichen. 
Sportvereine spielen zudem für die Entwicklung von Kindern und Jugendlichen in 
allen Bereichen eine wichtige Rolle. Gerade für Kinder und Jugendliche ist auf 
Grund ihrer eingeschränkten Mobilität und der Ausdehnung der Schulzeiten die 
Möglichkeit, wohnortnahe Sportanlagen nutzen zu können, von besonderer 
Bedeutung. Zugleich droht auf Grund des demo graphischen Wandels und der 
Tatsache, dass Kindheit und Jugend sich zunehmend in Institutionen abspielen, 
eine Verdrängung von Kindern und Jugendlichen aus dem öffentlichen und nieht- 
öffentlichen Bereich, insbesondere soweit es um potenziell lärmträchtige 
Nutzungen geht. 

Eine allgemeine Heraufsetzung der Lärmschutzwerte erscheint nicht als 
geeigneter Weg zur angemessenen Lösung des Konfliktes zwischen dem 
Ruhebedürfnis von Anwohnern einerseits und dem Bedürfnis, in kind- und 
jugendgerechter Weise und mit alterstypisehem Lärm einhergehend Sport zu 
treiben, andererseits. Kindern und Jugendlichen ist es weniger zumutbar als 
Erwachsenen, gegebenenfalls auch auf entferntere Sportstätten auszuweichen oder 
bei der Sportausübung das Ruhebedürfnis der Anwohner zu beachten. 


